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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Datenschutz und Statistik

Die Vernehmlassung zum E-ID-Gesetz zeigte, dass das Vorhaben, klare Regeln fur
einen  staatlich  anerkannten, Uberprifbaren und  eindeutigen  digitalen
Identitdtsnachweis festzulegen, grundsatzlich begrisst wird. Einzig die SVP lehnte das
Vorhaben des Bundesrates ab. Wenn die E-ID nicht - wie von der SVP gewlnscht - vom
Staat herausgegeben werde, solle der Bund auch von jeglicher Verantwortung in Bezug
auf die E-ID absehen und es allein dem Markt Uberlassen, welches System zur digitalen
Identifizierung sich durchsetzen werde. Die Rolle des Staates war denn auch bei den
anderen Vernehmlassungsteilnehmern der umstrittenste Punkt des Vorentwurfs. Der
Bundesrat hatte vorgesehen, dass der Staat lediglich die Kernaufgaben bei der
Ausstellung der digitalen Identitat - also die amtliche Prifung und Bestatigung der
Existenz einer Person und ihrer Identitdétsmerkmale - Ubernimmt, nicht jedoch die
Entwicklung und Ausstellung der konkreten technologischen Tréger der digitalen
Identitét. Diese Aufgaben sollen nicht-staatliche Anbieter Ubernehmen, die ihrerseits
jedoch einem staatlichen Anerkennungsverfahren und regelmassigen Kontrollen
unterliegen. Die vorgeschlagene Aufgabenteilung zwischen Staat und Markt war in vielen
Stellungnahmen Gegenstand von Kritik. So sahen die BDP, die CVP, die Grinen und die
Piratenpartei sowie sieben Kantone die Herausgabe der E-ID grundsatzlich als
Staatsaufgabe, welche nicht - oder zumindest nicht im geplanten Ausmass - an Private
Ubertragen werden sollte. Wahrend die SP fur einen Kompromissvorschlag zwischen
einer vollstdndigen Auslagerung an die Wirtschaft und einer rein staatlichen Lésung
pléadierte, unterstutzten die FDP und die GLP sowie 21 Kantone das Konzept des
Bundesrates. Unter Berucksichtigung der Vernehmlassungsantworten wird das EJPD bis
im Sommer 2018 eine Botschaft fir das E-ID-Gesetz ausarbeiten. Der Bundesrat hat
bereits angeklndigt, an der im Vorentwurf enthaltenen Kooperation von staatlichen
und nicht-staatlichen Akteuren festzuhalten. Seiner Ansicht nach kénnten so einerseits
die besten Voraussetzungen flir eine praxistaugliche und konsumentenfreundliche
Anwendung geschaffen und andererseits die noétige Flexibilitat fur technologische
Verénderungen erreicht werden. '

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Verkehrspolitik

L’ATE a lancé une initiative populaire fédérale « pour les transports publics » avec le
soutien du PS, des Verts, des Verts libéraux et du parti évangélique. L'initiative vise a
modifier la clé de répartition des recettes des taxes routieres afin d’en attribuer la
moitié aux transports publics. Concretement, le texte déposé propose d’affecter la
moitié du produit net de I'impdt a la consommation sur les carburants des transports
terrestres aux transports, a raison d'une moitié pour les transports publics sur le rail, la
route et les eaux et de l'autre pour certaines taches liées a la circulation routiére. Le
produit de la vente des vignettes autoroutiéres resterait acquis a la route, par contre
les recettes des autres taxes seraient allouées a parts égales aux transports publics et
au trafic routier (contre respectivement % et % actuellement). Le TCS et Routesuisse,
organisation faftiere de I'économie automobile et du trafic routier privé, ont
catégoriquement rejeté I'initiative au motif qu’elle met en péril I'alimentation du fonds
d'infrastructure et, partant, la mise en ceuvre du programme d’élimination des goulets
d’étranglement routiers. Le directeur de I'lUnion des transports publics (UTP), Peter
Vollmer, a estimé peu judicieux de la part de I’ATE d’initier une lutte pour la répartition
des recettes routieres, alors que des moyens supplémentaires devront de toute
maniére étre trouvés pour financer les nouveaux projets d’infrastructures. A cet égard,
il s’est dit favorable a I'introduction d’une taxe sur la mobilité telle que proposée par le
DETEC.?
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A l'automne, l'initiative populaire fédérale « pour les transports publics », lancée
I"année précédente par I'ATE, avec le soutien du PS, des Verts, des Verts libéraux et du
parti évangélique, a abouti. Elle propose une réforme de la répartition du produit des
taxes routieres (vignette autoroutiere exceptée) afin d'en attribuer la moitié aux
transports publics, contre un quart actuellement. L'/ATE a estimé qu’un montant de CHF
800 millions par an pourrait ainsi étre investi pour développer I'offre des transports
publics. L'USAM et le TCS ont réaffirmé leur rejet catégorique du texte, au motif qu’il
induirait une hausse insupportable des taxes sur les carburants. *

Strassenverkehr

Im Méarz 2014 nahm der Standerat als Erstrat die Beratung (ber die Anderung des
Bundesgesetzes Uber den Strassentransitverkehr im Alpengebiet (Sanierung Gotthard-
Strassentunnel) auf. Die Kommission fir Verkehr und Fernmeldewesen der kleinen
Kammer (KVF-SR) empfahl dem Plenum mit 7 gegen 6 Stimmen, auf die Vorlage
einzutreten und ohne Anderung zuzustimmen. Eine Minderheit Stadler (glp, UR)
beantragte Nichteintreten, eine Minderheit | Janiak (sp, BL) forderte die Riickweisung
an den Bundesrat mit dem Auftrag, die Vereinbarkeit mit dem Landverkehrsabkommen
sowie die Verfassungsmassigkeit vertieft zu prifen. Eine Minderheit Il Graber (cvp, LU)
verlangte die Ruckweisung an den Bundesrat, damit dieser aufzeige, wie die
Forderungen der Zentralschweizer Regierungskonferenz in der Vorlage erfullt werden.
Eine Minderheit Ill Graber (cvp, LU) beantragte schliesslich die Riickweisung an den
Bundesrat mit dem Auftrag, ein Programm vorzulegen, welches aufzeigt, welche
Strassenbauprojekte wegen der zweiten Réhre entfallen bzw. verzégert werden und wie
die Mehrkosten aus dem Unterhalt der zusétzlichen Réhre finanziert werden. In seinem
Votum fir den Antrag der Kommissionsminderheit nahm Standerdt Markus Stadler
Bezug auf die wichtigsten Argumente der Kommissionsmehrheit. Im Gegensatz zur
Darstellung der Mehrheit werde das Tessin wahrend der Sanierung nicht abgeschnitten:
Der neue Gotthard-Basistunnel sei bis dahin in Betrieb und neben dem Gotthard
flhrten auch noch andere Passe in den Norden. Zudem ware es moglich, den Tunnel in
den Sommermonaten zu 6ffnen. Die Verkehrssicherheit werde durch eine zweite Réhre
nur in den Réhren erhéht, auf den Zufahrtsstrecken erhdhe sich daflir das Unfallrisiko
durch erwarteten Mehrverkehr. Die Sicherheit lasse sich mit einfachen Massnahmen
sehr viel glnstiger und effizienter steigern: Beispielsweise konnte der Mindestabstand
zwischen Lastwagen erhoht oder die Hochstgeschwindigkeit gesenkt werden. Stadler
betonte zudem den Widerspruch der Vorlage mit dem Alpenschutzartikel. Weitere
Rednerinnen und Redner sorgten flr eine ausgesprochen lange Eintretensdebatte. Mit
25 gegen 16 Stimmen trat die kleine Kammer schliesslich auf die Vorlage ein und lehnte
samtliche Minderheitenantréage ab. In der Gesamtabstimmung stimmte der Sténderat
der Vorlage ebenfalls mit 25 gegen 16 Stimmen zu. Der Nationalrat debattierte in der
Herbstsession Uber die Vorlage. Neben dem Minderheitenantrag Rytz (gps, BE) auf
Nichteintreten waren weitere Minderheitsantrage gestellt worden: Minderheit | Graf-
Litscher (sp, TG) forderte die Rlckweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag,
Verfassungsmassigkeit sowie Vereinbarkeit mit dem Landverkehrsabkommen vertieft zu
klaren. Die Minderheit Il Graf-Litscher (sp, TG) verlangte die Rickweisung an den
Bundesrat verbunden mit der Aufgabe, ein Verzichts-, Verzogerungs- und
Finanzierungsprogramm vorzulegen. Die Minderheit Il Grossen (glp, BE) beantragte die
Rickweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, in Artikel 84 Absatz 3 der
Bundesverfassung ergénzend festzuhalten, dass die Benutzung zuséatzlicher Fahrspuren
pro Richtung auf Transitachsen im Alpengebiet verboten ist. Minderheit IV Nordmann
(sp, VD) wollte die Rickweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag verbinden, dem
Parlament eine Sanierung ohne zweite Rohre dafur mit zeitlich umfassendem
Bahnverlad von Strassenfahrzeugen zu unterbreiten. Nach langer Debatte zeigten sich
sowohl in der Abstimmung Uber Eintreten wie auch in den Abstimmungen Uber die
Ruckweisungsantréage klare Graben entlang der Parteilinien: Die Fraktionen von SP,
Grinen und Grunliberalen stimmten geschlossen fur Nichteintreten und fiur die
Rluckweisungsantrage, wahrend die Fraktionen von SVP, FDP, CVP und BDP (bis auf 2
Stimmen) geschlossen flr die bundesratliche Vorlage eintraten. In der
Schlussabstimmung vom 26. September 2014 nahm der Nationalrat die Vorlage mit 120
gegen 76 Stimmen an, der Standerat mit 28 zu 17 Stimmen. Der Verein .Nein zur 2.
Gotthardréhre™, welchem neben SP, Grinen, Grunliberalen auch EVP und CSP sowie
Uber 40 weitere national oder regional tatige Organisationen angehoren, ergriff das
Referendum. Bereits im Dezember und somit noch vor Ablauf der Referendumsfrist am
15.1.2015 liess der Verein verlauten, die notwendigen 50'000 Unterschriften seien
beglaubigt, dartber hinaus seien noch einmal so viele zuséatzliche Unterschriften
zusammengekommen. *
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Eine Motion der Grinliberalen Fraktion verlangt, die gesetzlichen Hiirden zur
Einfiihrung von autonomen Fahrzeugen seien abzuschaffen, sobald entsprechende
Sicherheitsnachweise  gegeben seien. Die vorzunehmende Anderung der
Strassenverkehrsgesetzgebung soll die Erlaubnis zum Loslassen des Lenkrades
enthalten, eine Regressmaoglichkeit fir Versicherungen aufnehmen, damit Hersteller fur
Fehler autonomer Fahrzeuge haften, und den Fahrzeugen erlauben, die Umgebung
aufzunehmen und zu speichern. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion
und der Nationalrat folgte diesem Antrag im Marz 2018 diskussionslos. °

Auch im Standerat war die Motion der GLP-Fraktion zur Abschaffung gesetzlicher
Hiirden bei der Einfiihrung von autonomen Fahrzeugen nicht umstritten. Nachdem
Bundesratin Leuthard dem Rat versichert hatte, sie sei «schon mittendrin in der
Ausarbeitung der Revision des Strassenverkehrsgesetzes», nahm die Stdandekammer die
Motion im September 2018 stillschweigend an.

Ein Postulat der Grinliberalen Fraktion verlangte vom Bundesrat, die Auswirkungen von
Fahrassistenzsystemen auf die Verkehrssicherheit zu prifen. Der Bund solle
wissenschaftlich erheben, welche Fahrassistenzsysteme in welcher Art zu mehr
Verkehrssicherheit flihren kénnten und welche Ressourcen und gesetzlichen
Anpassungen allenfalls notwendig seien, um die Verkehrssicherheit dank
Fahrassistenzsystemen optimal zu erhéhen. Im Plenum wurde keine Kritik vorgebracht,
Nationalrat Burkart (fdp, AG), der das Postulat bekdmpft hatte, war nicht im Saal.
Bundesratin Sommaruga zeigte sich bereit, ein entsprechendes Forschungsprojekt
aufzunehmen, und bat den Rat um Annahme des Postulats. Die geschlossene Ablehnung
durch die Fraktionen von SVP und FDP sowie einer grossen Mehrheit der CVP-Fraktion
fuhrte jedoch zur Ablehnung des Postulats mit 119 zu 69 Stimmen (keine Enthaltungen).’

Mit ihrem Postulat «Mobilitdt 4.0 fiir mehr Mobilitat> wollte die Fraktion der
Grunliberalen Partei den Bundesrat beauftragen, in einem Bericht die Entwicklung der
sogenannten «Mobilitat 4.0» mit den grossen Investitionen in die Strasseninfrastruktur
zu vergleichen. Unter Mobilitat 4.0 versteht die Fraktion einerseits den systematischen
Einsatz von Informationstechnologien zur Optimierung der Nutzung von Infrastruktur,
andererseits aber auch die vernetzte Mobilitat (Carsharing, Fahrgemeinschaften). Die
Fraktion fuhrte aus, diese neuen Ansatze mussten geprift werden, bevor langwierige
und teure Investitionen wie etwa der Dreispurausbau der Nationalstrasse zwischen
Genf und Lausanne in Angriff ggnommen wirden. Der Bundesrat beantragte im Februar
2018 die Annahme des Postulats. Das Geschaft wurde im Nationalrat im Marz wie auch
im September 2018 bekampft und verschoben. Im Marz 2019 debattierte schliesslich
der Nationalrat dartiber. Wahrend fir die GLP-Fraktion Nationalrdtin Chevalley (glp, VD)
das Anliegen empfahl, begriindete der Genfer Nationalrat Nidegger (svp, GE), weshalb
das Postulat bislang bekampft worden war. Er bezeichnete den Ausbau der
Nationalstrasse zwischen Genf und Lausanne als dringende Notwendigkeit, alles andere
sei einfach nicht serids, sei Verzogerungstaktik und «Science-Fiction». Bundesratin
Sommaruga hielt fest, dass es nicht darum gehe, entweder die Infrastruktur auszubauen
oder digitale Mittel einzusetzen. Vielmehr empfehle sich, beides zu tun. Sie sehe nicht,
was man gegen die Mittel der Mobilitat 4.0 haben kénne, sprach Sommaruga die
ablehnenden Ratsmitglieder an. Diese behielten in der Abstimmung aber deutlich die
Oberhand: Mit 115 zu 71 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) wurde das Postulat abgelehnt. ®

Die Motion der Grunliberalen Fraktion fir griine Zonen fiir Elektrofahrzeuge - vom
Nationalrat im Marz 2019 gutgeheissen - wurde im September 2019 auch im Standerat
angenommen. Die kleine Kammer stimmte der Forderung nach zentralen, mit
Auflademoglichkeiten versehenen und flr Elektrofahrzeuge reservierten Parkzonen
diskussionslos zu. ?
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